
 

 

 

  

 

Diese Datenschutzhinweise informieren Sie über die Erhebung und Verarbeitung Ihrer personen-

bezogenen Daten durch die registerführende Stelle des Lobbyregisters beim Deutschen Bundestag 

und versetzen Sie in die Lage, über den Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten informiert 

zu entscheiden. 

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung 

Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 1 
D - 11011 Berlin 
Telefon: +49 30 227-0 
E-Mail: mail@bundestag.de 

Den Behördlichen Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter der oben genannten Postadresse 

mit dem Zusatz „Behördlicher Datenschutzbeauftragter“, unter der oben genannten Telefonnum-

mer oder unter datenschutz.bdb@bundestag.de. 

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung 

Ihre personenbezogenen Daten werden zum Zweck der Einrichtung, Benutzung und Löschung 

von Benutzerkonten sowie der Erstellung, Pflege und Löschung von Einträgen im Lobbyregister, 

zur ordnungsgemäßen Registerführung nach dem Gesetz zur Einführung eines Lobbyregisters für 

die Interessenvertretung gegenüber dem Deutschen Bundestag und gegenüber der Bundesregie-

rung (Lobbyregistergesetz – LobbyRG), zur Durchführung von in Präsenz oder digital stattfinden-

den lobbyregisterbezogenen Informationsveranstaltungen, zur statistischen Auswertung der Ein-

träge sowie zur Erledigung aller sich aus den Aufgabenzuweisungen dieses Gesetzes und sonsti-

ger Rechtsvorschriften ergebenden Pflichten und Aufgaben verarbeitet. 

Im Rahmen der Registerführung werden die von Ihnen aufgrund des Lobbyregistergesetzes über 

die Webanwendung des Lobbyregisters (www.bundestag.de/lobbyregister) mitgeteilten Daten ein-

schließlich Ihrer Kommunikationsdaten (Name, Adresse, Telefonnummer, E-Mail-Adresse) auch 

genutzt, um mit Ihnen in Kontakt treten zu können.  

Zur Authentifizierung, zur Identifikation der Sitzung (Session) und zur Sprachauswahl werden 

insgesamt fünf „Cookies“ gespeichert, die beim Schließen des Browsers wieder gelöscht werden. 

Die „Session-Cookies“ verlieren nach 120 Minuten Inaktivität ihre Gültigkeit. 

Ihre bei der Anmeldung zu – in Präsenz oder digital angebotenen - lobbyregisterbezogenen Infor-

mationsveranstaltungen angegebenen Daten dienen dazu, Ihre Teilnahme an den Veranstaltungen 

zu ermöglichen. Diese Daten werden anonymisiert statistisch ausgewertet. Es kann nicht voll-

kommen ausgeschlossen werden, dass es bei digitalen Veranstaltungen zu Nutzertracking kommt. 

Zum Datenschutz bei Videokonferenzen wird allgemein auf das Merkblatt Datenschutzhinweise 

Polycom hingewiesen.  

Die Datenverarbeitung erfolgt zur Wahrnehmung der in der Zuständigkeit der registerführenden 

Stelle des Lobbyregisters beim Deutschen Bundestag liegenden Aufgaben (Art. 6 Absatz 1 lit. e, 
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Absatz 3 lit. b DSGVO) und zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (Art. 6 Absatz 1 lit. c, Ab-

satz 3 lit. b DSGVO), die sich aus den Vorschriften des Lobbyregistergesetzes, insbesondere aus 

§ 4 Absatz 1 Satz 1 LobbyRG ergeben. 

Empfängerinnen und Empfänger 

Alle von Ihnen für die Veröffentlichung im Lobbyregister mitgeteilten Daten werden über die In-

ternetseite www.bundestag.de/lobbyregister entsprechend den Vorgaben des LobbyRG der Öf-

fentlichkeit zugänglich gemacht. Die nicht zu veröffentlichenden personenbezogenen Daten wer-

den durch die registerführende Stelle intern verarbeitet. 

Eine Weitergabe an Dritte erfolgt nur aufgrund bestehender gesetzlicher Ermächtigungen oder 

Verpflichtungen. Unter anderem darf nach § 4 Absatz 7 Satz 3 LobbyRG bei einer nur einge-

schränkten Veröffentlichung eines Eintrags auf individuelle Anfrage von Mitgliedern des Deut-

schen Bundestags oder Bundesministerien Auskunft darüber erteilt werden, ob und gegebenen-

falls mit welchen Angabeneine Eintragung vorliegt. Im Rahmen von Bußgeldverfahren nach § 7 

LobbyRG werden personenbezogene Daten an den Direktor beim Deutschen Bundestag als zu-

ständige Verwaltungsbehörde im Sinne von § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ord-

nungswidrigkeiten weitergeleitet. Mündet das Bußgeldverfahren in ein gerichtliches Verfahren, 

werden die gespeicherten personenbezogenen Daten an die zuständigen Justizorgane weitergege-

ben. 

Beim Betrieb der Webanwendung und bei der Durchführung von Wartungs- und Pflegeaufgaben 

arbeitet die registerführende Stelle mit externen Dienstleistern zusammen. Diese können, sofern 

dies zur Erfüllung ihrer vertraglichen Aufgaben erforderlich ist, ebenfalls auf personenbezogene 

Daten zugreifen. Die Ausgestaltung der Verhältnisse zu den Auftragsverarbeitern entspricht dabei 

den Anforderungen der DSGVO, insbesondere Art. 28 DSGVO. 

Auftragsverarbeiter sind: CGI Deutschland B.V. & Co. KG und Babiel GmbH. 

Dauer der Datenspeicherung 

Die Speicherdauer der auf Sie bezogenen Daten richtet sich nach den Vorschriften des LobbyRG 

und den allgemeinen Nachweis- und Aufbewahrungspflichten der Verwaltung des Deutschen 

Bundestages. Die allgemeinen Speicherfristen betragen mindestens 5 Jahre nach Ablauf des Jah-

res, in dem der letzte Kontakt mit Ihnen stattgefunden hat. Für im öffentlichen Interesse liegende 

Archivzwecke können Unterlagen nach Ablauf der Aufbewahrungsfristen an das Parlamentsar-

chiv abgegeben werden. Die weitere Verwahrung erfolgt gemäß Art. 17 Absatz 3 lit. d DSGVO. 

Weitere Einzelheiten sind in der Archivordnung für den Deutschen Bundestag sowie in der Nut-

zungsordnung für das Parlamentsarchiv geregelt. 

Betroffenenrechte 

Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft (Art. 15 DSGVO) über die zu Ihrer Person gespei-

cherten Daten sowie unter bestimmten Voraussetzungen die Berichtigung (Art. 16 DSGVO) oder 

die Löschung (Art. 17 DSGVO) Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Ein-

schränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO) zustehen. 

Sie haben ferner das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, recht-

mäßigen und auf gesetzlicher Grundlage erfolgenden Datenverarbeitungen zu widersprechen 

(Art. 21 DSGVO). Das Widerspruchsrecht besteht nicht, soweit an der Datenverarbeitung ein 

zwingendes öffentliches Interesse besteht, welches Ihre Interessen überwiegt, oder eine Rechts-

vorschrift zur Verarbeitung verpflichtet. 

Weiterhin haben Sie die Möglichkeit, sich an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 

Die für den Deutschen Bundestag zuständige Behörde ist: 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) 

Graurheindorfer Straße 153 

53117 Bonn 
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